
N a c h r i c h t e  u
Bericht

über die allgemeine Juristenkonferenz des Landes Mecklenburg 
am 25. und 26. Februar 1950

Am 25. und 26. Februar 1950 tagten im Plenarsaal des Mecklen­
burgischen Landtages in Schwerin die Richter, Staatsanwälte, 
Rechtsanwälte und Rechtspfleger des Landes Mecklenburg.

Ministerpräsident Wilhelm Höcker eröffnete die Tagung und 
begrüßte besonders den Minister der Justiz der Deutschen 
Demokratischen Republik Max Fechner, den Landtagspräsi­
denten Karl Moltmann sowie die Vertreter der demokratischen 
Parteien und der Nationalen Front. Im Mittelpunkt der Tagung 
stand das Referat des Ministers der Justiz Max Fechner. Der 
Präsident des Oberlandesgerichts Dr. Mierendorff erstattete 
Bericht über den Stand der Justiz im Lande Mecklenburg. Zu 
beiden Referaten wurde von den Teilnehmern der Konferenz 
lebhaft diskutiert. Eine von der Redaktionskommission der 
Konferenz entworfene Entschließung wurde einstimmig an­
genommen. Im Schlußwort dankte Minister Fechner den Teil­
nehmern für die aufmerksame Mitarbeit. Er forderte sie auf, 
noch mehr als bisher die Arbeit in der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland zu verstärken, um dadurch das 
höchste Ziel des gesamten deutschen Volkes, die Einheit 
Deutschlands, zu erreichen.

Entschließung 
der Landeskonferenz der Richter und Staatsanwälte 

am 25. und 26. Februar 1950 in Schwerin
Wir Juristen des Landes Mecklenburg haben den Bericht des 

Herrn Ministers der Justiz, Max Fechner, über den vierten 
Kongreß der Internationalen Vereinigung demokratischer 
Juristen in Rom entgegengenommen und bekennen uns ohne 
Vorbehalt zu den Aufgaben und Zielen der Internationalen 
Vereinigung.

Wir begrüßen den Beschluß des Rates der Internationalen 
Vereinigung, die deutsche Vereinigung demokratischer Juristen 
in ihre Reihen aufzunehmen. Dieser Beschluß wird uns an­
spornen, den Kampf um die Demokratisierung und Einheit 
Deutschlands zu verstärken.

In der Erkenntnis, daß die Nationale Front die organi­
satorische Grundlage dieses Kampfes darstellt und alle wahr­
haften Patrioten vereinigt, reihen auch wir Juristen des Landes 
Mecklenburg uns bewußt in diese Front ein.

Unsere Arbeit wird ein wirksamer Beitrag im Kampf um 
die Erhaltung unserer nationalen Existenz sein.

Wir protestieren gegen das Schandurteil des Kieler Land­
gerichts. Hedler hat in öffentlichen Versammlungen sich für den 
Massenmord an der jüdischen Bevölkerung Europas aus­
gesprochen, hat die Kämpfer gegen den Faschismus als Landes­
verräter bezeichnet und wird heute schon wieder von einem 
deutschen Gericht freigesprochen. Dieser Freispruch ist eine 
Provokation aller nationalgesinnten Deutschen und eine Auf­
forderung zu Terror und Rassenhetze für diejenigen Elemente, 
die den Frieden unserer Heimat gefährden.

Wir protestieren gegen den völkerrechtswidrigen Prozeß, der 
sich gegen die Demontageverweigerer von Watenstedt-Salz- 
gitter richtet. Diese aufrechten Patrioten haben durch ihren 
Widerstand gegen die Demontage von Friedensindustrien im 
Sinne der internationalen Vereinbarungen gehandelt, die nur 
die Demontage von Kriegsindustrien vorsahen. Es entspricht 
den Grundsätzen internationalen Rechts, daß jedes Volk das 
Recht zum Widerstand gegen die Vernichtung seiner nationalen 
Substanz hat. In den Nürnberger Prozessen wurde dieses Recht 
ausdrücklich bejaht. Zu Recht wurden Naziführer verurteilt, die 
versucht hatten, den Widerstand der vom Nazismus unter­
drückten Völker zu brechen.

Wir protestieren ferner gegen das verbrecherische Treiben 
anglo-amerikanischer Generale auf unserem nationalen Terri­
torium und gegen die wachsenden Bestrebungen anglo-ameri­
kanischer Kriegstreiber, einen neuen Krieg zu entfesseln.

Wir sehen unsere Aufgabe in der Erhaltung des Friedens, im 
Neuaufbau unseres Vaterlandes und in der Erkämpfung der 
Einheit Deutschlands. Unser Kampf gilt den Störern und 
Saboteuren unseres Volkswirtschaftsplans und jenen dunklen 
Elementen, die unsere junge Republik zum Ziele ihrer Spionage- 
und Zersetzungstätigkeit machen. Wir werden in engster Zu­
sammenarbeit mit der Bevölkerung, der Volkspolizei und den 
Volkskontrollausschüssen alle Gegner unseres Neuaufbaues 
unschädlich machen.

Wir geloben, die Freundschaft mit den Völkern der Sowjet­
union, zu den Völkern der Volksdemokratie und zu den Friedens­
kräften der ganzen Welt auszubauen und zu festigen.

Indem wir diese Entschließung zur Grundlage unserer künf­
tigen Arbeit machen, helfen wir dem deutschen Volke und 
reihen uns ein in die unbesiegbare Front des Weltfriedens.

Pensionen für verdiente Juristen
Der Förderungsausschuß für die Intelligenz hat die ersten 

Personal-Pensionen zuerkannt. Unter denen, die durch die Ge­
währung einer solchen Personal-Pension, sei es für sie per­
sönlich, sei es für ihre Hinterbliebenen, ausgezeichnet wurden, 
befinden sich auch mehrere Juristen. Hervorgehoben sei der 
erste Präsident der Deutschen Justizverwaltung, Reichsminister 
a. D. Dr. Schiffer, sowie der bisherige Abteilungsleiter im 
Justizministerium und der jetzige Präsident des Prüfungs­
amtes, Dr. Otto Hartwig. Es wurde weiter eine Pension ge­
währt der Witwe des verstorbenen Oberlandesgerichtspräsi­
denten Barth in Erfurt sowie der Witwe des Landgerichts­
direktors Alfred Brodauf in Leipzig.

Bericht
über die Landestagung der Staats- und Amtsanwälte des Landes 

Mecklenburg am 4. und 5. Februar 1950 in Güstrow
Diese Tagung war für die Staatsanwälte des Landes Mecklen­

burg von besonderer Bedeutung. Der am 26. Januar 1950 vom 
Landtag gewählte Generalstaatsanwalt Heinrich H o f f m a n n  
hatte Gelegenheit, seine Mitarbeiter kennenzulernen. In einem 
grundsätzlichen Referat entwickelte der Generalstaatsanwalt 
seine Gedanken und Pläne.

Staatssekretär Dr. Dr. B r a n d t  vom Ministerium der Justiz 
der Deutschen Demokratischen Republik, Berlin, war zu der 
Tagung erschienen, um grundsätzliche Ausführungen über die 
Bedeutung der in den letzten Monaten auch im Lande Mecklen­
burg stark zugenommenen Buntmetalldiebstähle zu machen. 
Staatssekretär Dr. Dr. Brandt entlarvte die Methoden der anglo- 
amerikanischen Monopolkapitalisten und ihrer Helfershelfer 
und übte berechtigte Kritik an den für diese Verbrechen im 
Lande Mecklenburg bisher ergangenen Urteilen.

Vier Fachreferate über die Fischwirtschaft, die Milchwirtschaft, 
die Fleischwarenindustrie und über das Fleischerhandwerk 
sowie über Mühlen- und Nährmittelindustrie wurden in muster­
gültiger Kürze durch Referenten des Ministeriums für Handel 
und Versorgung vorgetragen. Eine erschöpfende, anregende und 
lebendige Diskussion klärte noch bestehende Zweifelsfragen.

In einem umfangreichen Lichtbildervortrag sprach Obering. 
Eugen K ü h n  über Brandgefahren, Brandschutz und Brand­
ermittlungstechnik. Die auf diesem Gebiet von der Staats­
anwaltschaft bisher geleistete vorbeugende Tätigkeit soll in 
erhöhtem Maße fortgesetzt werden.

Vier Kurzfilme über Arbeitsschutz gaben ein anschauliches 
Bild von den vielerlei Gefahren, denen die arbeitenden Men­
schen in Industrie, Handwerk und Landwirtschaft ausgesetzt 
sind. Sie zeigten aber auch, daß Betriebsunfälle vermeidbar 
sind, wenn die Arbeitsschutzvorschriften beachtet werden und 
die Arbeitsschutzinspektoren und die Arbeitsschutzkommis­
sionen ihre aufklärende und damit vorbeugende Tätigkeit er­
weitern.

Für die Bekämpfung von Buntmetalldiebstählen und der Ver­
schiebung von Buntmetall in die Westsektoren Berlins wurden 
die Richtlinien des Ministeriums der Justiz der Deutschen 

Demokratischen Republik bekanntgegeben. Buntmetalldiebstähle 
werden mit den schwersten Strafen, die das Gesetz zuläßt — in 
der Regel mit Zuchthausstrafen — geahndet. Die Verfahren 
sind tunlichst im Schnellverfahren und vor erweiterter Öffent­
lichkeit durchzuführen.

Auf der Tagung wurden folgende Resolutionen einstimmig 
angenommen:

„Wir Staats- und Amtsanwälte des Landes Mecklenburg 
begrüßen mit Millionen Deutscher in Ost und West die 
Bildung des Nationalrates der Nationalen Front zur Ver­
stärkung des Kampfes um die Herstellung der demokra­
tischen Einheit Deutschlands.

Wir sind fest entschlossen, in der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschlands den Kampf gegen die Kolo­
nisierung und Remilitarisierung Westdeutschlands durch 
den amerikanischen Imperialismus und seine landesver­
räterischen deutschen Handlanger zu führen. Es wird und 
muß uns gelingen, unter Führung des Nationalrats der 
Nationalen Front ganz Deutschland friedlich, demokratisch 
und unabhängig zu gestalten 

„Die auf der Landesarbeitstagung am If. und 5. Februar 
1950 in Güstrow versammelten Staats- und Amtsanwälte 
des Landes Mecklenburg erheben schärfsten Protest gegen 
den in Hannover vor dem britischen Militärgericht ab­
laufenden Demontageprozeß gegen acht deutsche Redak­
teure. Denn diese haben nur die Interessen der west­
deutschen Bevölkerung vertreten, um ihr die Arbeitsplätze 
und damit die Lebensexistenz zu erhalten. Das Vorgehen 
der britischen Militärregierung ist völkerrechtswidrig.

Wir erheben daher schärfsten Protest gegen die brutale 
Gewalt, die gegen die westdeutsche Bevölkerung immer 
icieder angewandt wird.

Wir erklären uns solidarisch mit der gesamten west­
deutschen Bevölkerung in ihrem Kampf um die Aufrecht­
erhaltung ihrer Friedensindustrie und für Einheit und 
gerechten Frieden und geloben, daß wir sie mit allen uns 
zur Verfügung stehenden Mitteln bei der Wahrung ihrer 
Rechte unterstützen werden“
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